
generalversammlung im April 1974 zum Ausdruck kam, u m ­
geschlagen ist und auf der 7. VN-Sondergeneralversammlung 
im September 1975 eine Verständigung möglich wurde. Sie 
brachte eine teilweise Konkretisierung der Forderungen der 
Entwicklungsländer nach einer neuen Weltwirtschaftsord­
nung, schwächte sie aber auch teilweise ab. Obwohl die Ba­
sisdokumente für eine neue Weltwirtschaftsordnung, die 
Grundsatzerklärung und das Aktionsprogramm der 6. Son­
dergeneralversammlung sowie die Charta der wirtschaft­
lichen Rechte und Pflichten der Staaten, in der Schlußerklä­
rung der 7. SGV in Bezug genommen wurden, ha t die deut­
sche Delegation es klargemacht, daß eine Bezugnahme auf 
frühere Resolutionen nicht bedeuten kann, daß die von der 
Bundesregierung dabei gemachten Vorbehalte gegenstands­
los geworden sind. Man kann allerdings auch nicht davon 
ausgehen, daß die Forderungen der Entwicklungsländer auf 
Umverteilung endgültig fallengelassen sind. 
Wichtige Forderungen der Dritten Welt, die zum Inhalt einer 
neuen Weltwirtschaftsordnung gehören, sind auch Gegen­
stand der Konferenz in Nairobi: 
> Das integrierte Rohstoffprogramm der UNCTAD mit A b ­

nahmegarantien bei Rohstoffen und einem gemeinsamen 
Fonds zur Finanzierung der Überschußproduktion; Bin­
dung der Ausfuhrpreise der Entwicklungsländer an ihre 
Einfuhrpreise (Indexierung); Verzicht der Industrieländer, 
Substitutionsprodukte zu entwickeln und herzustellen; 

> Recht der Entwicklungsländer, ausländische Investitionen 
allein nach nationalen Gesetzen zu enteignen (ohne Be­
rücksichtigung des Völkerrechts); 

> Änderung des Weltwährungssystems überwiegend zur 
Erleichterung der Finanzierung des Bedarfs der Entwick­
lungsländer; 

> automatische Übertragung realer Ressourcen zugunsten 
der Entwicklungsländer; 

> automatische Schuldenmoratorien und mechanisch wi r ­
kende Richtlinien für Schuldenregelungen; 

> Übertragung von moderner Technologie an die Entwick­
lungsländer zu Vorzugsbedingungen unter Eingriff in pr i ­
vate Vertragspositionen; 

> Übertragung von Zöllen und Steuereinnahmen an die Ent ­
wicklungsländer, die den Industrieländern bei Rohstoff­
importen zufließen. 

Es versteht sich nach dem zuvor Gesagten von selbst, daß 
einer damit etwa verbundenen Aufkündigung der mark t ­
wirtschaftlich orientierten Weltwirtschaftsordnung mit der 
Folge einseitiger und unvorhersehbarer Eingriffe in den Ab­
lauf der Weltwirtschaft nicht zugestimmt werden kann. Eine 
Reihe dieser Forderungen wird zudem undifferenziert reiche 
und arme Länder begünstigen, so daß ein Ressourcentrans­
fer auf dieser Grundlage größtenteils einzelnen Industr ie-
und den reicheren Entwicklungsländern zugute käme. Auch 
würde eine Lawine dirigistischer Maßnahmen und ein Heer 
von Bürokraten zu ihrer Durchführung notwendig sein. Die 
Bundesregierung hofft, daß insbesondere die eingehende Be­
handlung dieser Fragen in der Konferenz über internatio­
nale wirtschaftliche Zusammenarbeit in Par is hier noch wei ­
tere Aufklärung bringen wird. 
Dies gilt auch bei der Frage von Rohstofferzeugerkartellen. 
Es ist nicht einzusehen, wie weltwirtschaftliches Wachstum 
durch eine Angebotsbeschränkung erreicht werden kann. 
Exportkartelle, die zu Angebotsbeschränkungen führen, sind 
daher ein ebenso ungeeignetes Mittel wie eine Indexierung 
von Rohstoffpreisen, die zu einer Inflationsautomatik, zu 
Wettbewerbsverzerrungen und Strukturverschiebungen füh­
ren würde. Am meisten würden die ärmeren Entwicklungs­
länder betroffen, die nicht in der Lage sind, die höheren Roh­
stoffkosten über ihre Verarbeitungsprodukte weiterzugeben. 
IV. Kooperation oder Konfrontation 
Der Geist der Zusammenarbeit , der die 7. Sondergeneral­
versammlung bestimmte, und der zwischenzeitlich mit der 
Konferenz über internationale wirtschaftliche Zusammen­
arbeit in Paris eingeleitete Nord-Süd-Dialog lassen die 
Bundesregierung hoffen, daß auch die UNCTAD IV vom 
Willen zur Kooperation und zur gemeinsamen Überwin­
dung der Schwierigkeiten getragen sein wird. Die Bundes­
republik Deutschland ist zu echter und konstruktiver Zusam­
menarbeit mit den Entwicklungsländern bereit, um zu R e ­
formen des weltwirtschaftlichen Systems zu kommen, die die 
bestehenden Ungleichgewichte abbauen und den Entwick­
lungsländern ein stabiles Wirtschaftswachstum sichern. Dies 
zu verwirklichen, ist ein langwieriger Prozeß. Es ist zu hof­
fen, daß UNCTAD IV eine wichtige Etappe auf dem Weg zu 
mehr Gerechtigkeit und allgemeinem Wohlstand auf der Erde 
wird. 

Nationalisierung und Internationalisierung der Meere 
Zur Vierten Verhandlungsrunde der Dritten Seerechtskonferenz MAX IVERS K E H D E N 

Die deutsche Öffentlichkeit hat von den grundlegenden Än­
derungen der Nutzungsverhältnisse an den Weltmeeren bis­
her kaum Notiz genommen. Zwar sind die Abhängigkeit u n ­
serer Volkswirtschaft von überseeischen Energie- und Roh­
stoffzufuhren und die Bedeutung des Exports für Wirt­
schaftswachstum und Vollbeschäftigung allgemein erkannt . 
Aber das Verständnis für die See und die Bedeutung von 
Seetransport und anderen Meeresnutzungen für volkswirt­
schaftliche Entwicklungen und Sicherheit unseres Staatswe­
sens ist nicht in gleichem Maße verbreitet. Nicht zuletzt des­
halb spielt die Bundesrepublik Deutschland auf der See­
rechtskonferenz, die am 15. März 1976 in New York begon­
nen hat, eine Rolle, die ihren wirtschaftlichen und Sicher­
heitsinteressen wenig angemessen ist1. Die Konferenz wird 
in achtwöchigen Beratungen versuchen, die nunmehr acht 
J ah re andauernden Verhandlungen über eine umfassende 
Neuordnung des Seevölkerrechts zum Abschluß zu bringen2. 
Im Gegensatz zur deutschen Öffentlichkeit wird das Konfe­

renzgeschehen im Ausland mit wachsendem Interesse ver ­
folgt. 
Das mangelnde Verständnis für die große Tragweite der von 
der Konferenz zu erwartenden Entscheidungen mag damit 
zusammenhängen, daß der Ausdruck >Seerechtskonferenz< als 
Bezeichnung des Verhandlungsgegenstandes eine Irrefüh­
rung ist. Geht es doch weder um das, was der juristische 
Laie, und nicht nur dieser, unter Seerecht versteht, nämlich 
das Privatrecht des Seehandels, noch um die normale Ziel­
setzung einer Kodifikationskonferenz: die vertragliche Nie­
derlegung von allgemein als Recht anerkannten Regeln. E s 
soll daher im folgenden der Versuch unternommen werden, 
die Konferenz und ihre möglichen Ergebnisse einmal nicht 
von den auf ihr verhandelten Sachthemen, wie Küstenmeere, 
Meerengen, Wirtschaftszone, Festlandsockel, Hohe See, Tief­
seeboden, Meeresforschung und Meeresumweltschutz hier zu 
beschreiben, sondern von den politischen Zielen der Haupt­
akteure dieser schwer durchschaubaren Mammutveransta l -
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tung her. Denn das Konferenzgeschehen kann am besten 
verstanden und seine voraussichtlichen Auswirkungen kön­
nen am genauesten abgeschätzt werden, wenn man es von 
den Interessengruppen und unheiligen Allianzen her sieht, 
die die Verhandlungen bestimmen. 
Verteilung der Meeresschätze 
Worum es den meisten der an der Konferenz teilnehmenden 
rund 140 Staaten vor allem geht, erhellt schlagartig, wenn 
man die derzeitigen Nutzungsverhältnisse an den Weltmee­
ren denjenigen gegenüberstellt, die sich bei voller Verwirk­
lichung der Forderungen ergeben würden, die von den Ent ­
wicklungsländern erhoben werden. Diese in der Gruppe 77 zu­
sammengeschlossenen über 100 Staaten sehen in der Konferenz 
hauptsächlich eine Möglichkeit zur Verwirklichung der von 
ihnen geforderten neuen Weltwirtschaftsordnung auf einem 
ersten, wichtigen Teilbereich: der Verteilung der Reichtümer 
des Meeres. Das erklärt auch das rege Interesse und starke 
Engagement selbst solcher Entwicklungsländer, die bisher 
über keine nennenswerten mari t imen Interessen verfügen. 
Die Gegenüberstellung veranschaulicht gleichzeitig, warum 
die Konferenz durch den Nord-Süd-Gegensatz geprägt ist 
und die Ost-West-Auseinandersetzung nur eine untergeord­
nete Rolle spielt. 
Das geltende, im wesentlichen von den auf gleicher Entwick­
lungsstufe miteinander konkurrierenden Staaten Europas 
gestaltete Seevölkerrecht basiert auf dem diesem Staaten­
konzert angemessenen Prinzip gleichberechtigter Nutzung 
der jenseits eines schmalen Meeresstreifens von 3 sm Breite 
gelegenen Hohen See durch alle Staaten. Infolge des rapiden 
technischen Fortschritts der letzten Jahrzehnte sind nun die 
Nutzungsmöglichkeiten für die entwickelten Staaten nahezu 
ins Unbegrenzte angewachsen und deren Meeresnutzung 
außerordentlich intensiviert worden, während die Nutzungs­
möglichkeiten der meisten3, oft gerade erst politisch u n a b ­
hängig gewordenen Entwicklungsländer trotz wachsender 
Angewiesenheit auf die Meeresschätze noch sehr beschränkt 
sind. Damit hat sich in der Praxis für die Entwicklungslän­
der die Freiheit gleichberechtigter Nutzung der Meere zu 
einer rein formalen Gleichheit reduziert: 
Wenige Nationen, hauptsächlich entwickelte Staaten, ernten 
zur Zeit den Löwenanteil des Fischreichtums der Weltmeere. 
Unter der Flagge der Sowjetunion allein operiert etwa die 
Hälfte der Welthochseefischerei-Tonnage. Rund 70 vH der 
Fänge vor der afrikanischen Westküste werden zum Beispiel 
von nichtafrikanischen Fischereiflotten eingeholt4. Die von 
den Entwicklungsländern geforderte Ausdehnung der küsten­
staatlichen Fischereihoheit auf eine exklusive Wirtschafts­
zone von 200 sm Breite würde hauptsächlich die Fernfang­
flotten der Sowjetunion, Japans, Norwegens, der Vereinig­
ten Staaten, des Vereinigten Königreichs, Frankreichs, P o ­
lens und der Bundesrepublik Deutschland treffen. 
Wenige Industrienationen, nämlich vor allem die Vereinigten 
Staaten, Norwegen, Kanada, Frankreich, das Vereinigte Kö­
nigreich, die Niederlande, die Sowjetunion und Japan beuten 
die Vorkommen an Erdöl, Erdgas und anderen Mineralien 
des küstennahen Meeresbodens aus. Die Entwicklungsländer 
sind hieran allerdings, soweit die Ausbeutung in ihrem Fest­
landsockel stattfindet, schon heute wenigstens finanziell b e ­
teiligt. 
Nur eine Handvoll hochindustrialisierter Staaten wird auf 
absehbare Zeit in der Lage sein, die Manganknollen-Vorkom­
men des küstenfernen Tiefseebodens abzubauen. Die von den 
Entwicklungsländern angestrebte Kontrolle des Tiefseeberg­
baus mittels des sogenannten Enterprise-System wird sich 
also direkt ausschließlich auf die Nutzungsmöglichkeiten w e ­
niger Industrienationen, nämlich insbesondere der Vereinig­
ten Staaten, Japans, des Vereinigten Königreichs, Frank­
reichs, der Bundesrepublik Deutschland und wohl auch der 
Sowjetunion auswirken. 

Unter diesen Umständen nimmt es nicht wunder, daß einige 
der genannten Staaten auch die größten Aktivitäten im Be­
reich der Meeresforschung entfalten. Meeresforschung wird 
in größerem Rahmen von den Vereinigten Staaten, der So­
wjetunion, Japan, dem Vereinigten Königreich, Kanada, 
Frankreich und der Bundesrepublik Deutschland betrieben. 
Mittels des Wirtschaftszonen-Konzepts würde die Erfor­
schung bedeutender küstennaher Meeresräume und über die 
zu gründende Meeresbodenbehörde die des küstenfernen Tief­
seebodens der Kontrolle durch die Entwicklungsländer un te r ­
liegen. Dadurch wird insbesondere die Erforschung der Mee­
resschätze behindert und der Vorsprung der Industr ienat io­
nen auf diesem Gebiet verringert werden können5. 
Die Welthandelsschiff-Tonnage konzentriert sich auf die 
Flaggen weniger entwickelter Staaten. Berücksichtigt man, 
daß auch die Tonnage unter den sogenannten >billigen< Flag­
gen einiger Entwicklungsländer wirtschaftlich weitgehend 
von Unternehmen entwickelter Staaten kontrolliert wird, 
wird das Bild noch eindeutiger. Nimmt man die Sonderfälle 
Liberia und Panama aus, sind z.B. durch die Forderung nach 
umfassenden Kontrollbefugnissen des Küstenstaates in der 
Wirtschaftszone zur Verhinderung der Meeresverschmutzung 
hauptsächlich die Schiffahrtsinteressen Japans, des Vereinig­
ten Königreichs, Norwegens, Griechenlands, der Sowjetunion, 
der Vereinigten Staaten, Italiens, Frankreichs und der B u n ­
desrepublik Deutschland gefährdet. 
Im Bereich der militärischen Meeresnutzung ergibt sich das 
Bild, daß die Flotten weniger Seemächte, d.h. vor allem die 
der Sowjetunion und der Vereinigten Staaten zusammen mit 
denen ihrer Verbündeten, eine beherrschende Stellung inne­
haben. Diese Vormachtstellung hängt jedoch entscheidend 
von der Möglichkeit ab, wie bisher ungehindert die Meer­
engen passieren zu können. 
Forderungen der Entwicklungsländer 
Die oben beschriebene Rechtswirklichkeit erscheint den den 
>happy few< gegenüberstehenden Entwicklungsländern nicht 
mehr länger tragbar. Sie suchen Schutz vor der Meeresfrei­
heit und glauben, diesen in dem von Pardo entwickelten Kon­
zept des (common heritage of mank inds und dem von den 
karibischen Staaten entwickelten Konzept des >mar pa t r imo­
n ia l^ gefunden zu haben. Die Seerechtskonferenz ist damit 
für die Gruppe 77 vor allem eine Arena des umfassenden 
Kampfes zur Umverteilung des wirtschaftlichen Reichtums 
geworden. Die >Enteignung< der Hauptnutznießer der Wel t ­
meere soll durch eine der Verwirklichung der genannten 
Konzepte dienende Doppelstrategie bewirkt werden. Sie läßt 
sich am besten mit der Formel Nationalisierung und Inter-
nationalisierung der Meere kennzeichnen, um deutlich zu m a ­
chen, daß hiermit zwei scheinbar gegensätzliche, sich aber in 
Wirklichkeit ergänzende Ziele verfolgt werden. Erst die Zu­
sammenschau beider Zielsetzungen, die im innerstaatlichen 
Bereich in etwa einer Kombination von Bodenreform und 
Sozialisierung entsprechen würden, macht denn auch das 
ganze Ausmaß der angestrebten Umverteilung deutlich. 
Der Nationalisierung der Meere dient das aus dem Konzept 
des mar patrimonial entwickelte Regime der ausschließlichen 
Wirtschaftszone, das man aber realistischerweise als t rojani­
sches Pferd zur Durchsetzung eines 200 sm breiten Küsten­
meeres ansehen muß. Führende lateinamerikanische Mitglie­
der der Gruppe 77, insbesondere Brasilien und Peru haben 
nämlich ihre Absicht, die Seerechtskonferenz zur Legalisie­
rung der von ihnen einseitig vorgenommenen Ausdehnung 
ihres Küstenmeeres auf 200 sm Breite zu benutzen, nicht auf­
gegeben8. Unter dem Einfluß dieser Staaten hat die Gruppe 
77 das Wirtschaftszonen-Konzept im Laufe der Zeit von 
einem Instrument zur Erlangung der wirtschaftlichen Kon­
trolle über die Meeresschätze des küstennahen Bereichs im­
mer mehr zu einem Mittel der Erlangung umfassender H o ­
heitsbefugnisse einschließlich der Kontrolle der Meeresfor-
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schung und — über den Meeresumweltschutz — der interna­
tionalen Schiffahrt umgewandelt9 . 
Demgegenüber ist wiederholt darauf hingewiesen worden, 
daß die Wirtschaftszone vor allem eine geringe Zahl von ent­
wickelten Staaten begünstige10. Wie richtig dieser Hinweis 
ist, zeigt u.a. die Koalition, die schon frühzeitig Staaten wie 
Kanada, Neuseeland und Norwegen in dieser Frage mit der 
Gruppe 77 eingegangen sind11. Er verdeckt aber gleichzeitig 
die Tragweite der Schaffung einer 200 sm Zone; denn die 
Gewinne der entwickelten Staaten gehen nahezu ausschließ­
lich zu Lasten anderer entwickelter Staaten, deren Fischerei­
flotten z.B. von den Fanggründen an der nordamerikani­
schen Ostküste vertrieben werden. Dagegen wird der Zu­
wachs für die Entwicklungsländer insgesamt deutlich, wenn 
man sich vergegenwärtigt, daß in Zukunft die Meeresschätze 
sämtlicher küstennahen Gewässer um den afrikanischen 
Kontinent, um Mittel- und Südamerika und im Indischen 
Ozean sowie unermeßlich großer Meeresräume im Pazifik 
der ausschließlichen Nutzung der Entwicklungsländer vorbe­
halten sein werden. 
Der außerordentliche Zuwachs an Meeresschätzen im küsten­
nahen Bereich, die, auch solange sie von dem jeweiligen Kü­
stenstaat noch nicht selbst ausgebeutet werden, doch schon 
kurzfristig durch Verpachtung der Nutzungsrechte als Ein­
nahmequelle in Betracht kommen, erklärt auch, warum das 
ursprüngliche Hauptanliegen der Entwicklungsländer, die 
Internationalisierung des Tiefseebodens zeitweilig, insbeson­
dere während der Beratungen in Caracas in den Hintergrund 
getreten ist. Als im Jah re 1967 der damalige maltesische UN-
Botschafter Arvid Pardo die Weltöffentlichkeit erstmalig auf 
den bevorstehenden Abbau der unvorstellbar großen Mangan­
knollen-Vorkommen des Tiefseebodens aufmerksam machte, 
hat ten die Entwicklungsländer aufgrund sehr optimistischer 
Prognosen über die Gewinnaussichten des Tiefseebergbaus 
zunächst vor allem eine finanzielle Beteiligung bei der Aus­
beutung dieses gemeinsamen Erbes der Menschheit sowie 
Mitbestimmung bei den Entscheidungen der neu zu gründen­
den internationalen Meeresbodenbehörde gefordert. Inzwi­
schen ist die Euphorie der ersten Stunde der nüchternen Er ­

kenntnis gewichen, daß etwaige Erträge aus der Lizenzver­
gabe und aus Förderabgaben an die Meeresbodenbehörde zu 
einem erheblichen Teil durch deren Verwaltungskosten auf­
gezehrt werden, der Tiefseeboden also auf absehbare Zeit 
keine Einnahmequelle für die Entwicklungsländer sein wird12. 
Die Wirtschaftszone vor der eigenen Küste ist damit für viele 
Entwicklungsländer im Vergleich zur Internationalisierung 
des Tiefseebodens so etwas wie der Spatz in der Hand ge­
worden, der der Taube auf dem Dach vorgezogen wird. Die­
ser Stimmungsumschwung hat die Gruppe 77 jedoch nicht 
veranlaßt, ihre Forderungen hinsichtlich des Tiefseeboden-
Regimes herunterzuschrauben. Im Gegenteil: nachdem die 
Industrienationen nicht mehr mit baldiger Gewinnbeteiligung 
locken können, sind das Interesse des Schutzes terrestrischer 
Produzenten unter den Entwicklungsländern und ideologisch 
begründete Forderungen im Zusammenhang mit der Errich­
tung einer neuen Weltwirtschaftsordnung für die Gruppe b e ­
stimmend geworden und haben zu noch weitgehenderen An­
sprüchen geführt. Diese laufen insgesamt auf die Schaffung 
einer von den Entwicklungsländern kontrollierten Meeres­
bodenbehörde, die auch selbst die Vorkommen des Tiefsee­
bodens abbauen und vermarkten soll (Enterprise), hinaus. Im­
merhin könnte der Verzicht der Gruppe 77, die während der 
Beratungen der dri t ten Verhandlungsrunde im Frühjahr 1975 
in Genf aufgedeckte Bergung eines sowjetischen Untersee­
bootes aus etwa 5000 m Tiefe durch die amerikanische Glomar 
Explorer zum Anlaß für Attacken gegen den >US-Imperialis-
mus< zu nehmen, bedeuten, daß die Gruppe die Tür zu Ver­
handlungen nicht völlig zuschlagen will. 
Der Umfang der von der Gruppe 77 erhobenen Forderungen 
wird vollends deutlich, wenn man die mit den Zielsetzungen 
der Nationalisierung der küstennahen Meeresräume und der 
Internationalisierung des Tiefseebodens angestrebte Neuver­
teilung der Meeresschätze als Gesamtheit betrachtet. Es er ­
gibt sich nämlich, daß mit Ausnahme der Vorkommen in den 
Wirtschaftszonen von etwa zwanzig entwickelten Staaten 
sämtliche Rohstoffvorkommen des Meeresbodens und -Unter­
grundes der Kontrolle durch Entwicklungsländer unterstellt 
werden und diese dadurch einen überproportionalen Anteil 

Der Kabeljau-Krieg um Is­land hat auch in der Bun­desrepublik Deutschland ei­nige Anteilnahme hervorge­rufen. Deutsche Fisch-Inter­essen waren berührt. Zudem liegt Island in räumlicher Nähe. Aber heute sind die Weltmeere Rohstoff- und Nahrungsquelle erster Ord­nung für den größten Teil der ganzen Menschheit. Und deshalb versuchen alle Staa­ten, sich einen möglichst großen Anteil zu sichern. Das bisherige Seerecht reicht nicht aus, um die Nutzung der Meere international zu regeln. Um dieses Ziel be­mühen sich seit 1958 die gro­ßen Seerechtskonferenzen der Vereinten Nationen. Ge­genwärtig findet in New York die Vierte Verhand­lungsrunde der Dritten See­rechtskonferenz mit einer Beteiligung von fast 150 Staaten statt. Worum es un­ter anderem geht, zeigt der Beitrag auf den S. 41ff. 

Werden die Meere enger?/Probleme des internationalen Seerechts 
• W g j V t 

P a z i f i k 

Einführung einer 
200-Meilen-Wirtschaftszone 
mit Fischereirechten und Bodennutzung 
für Küstenstaaten 1 

1988 

Wichtige Meeresstraßen 
die bei allgemeiner Einführung 
einer 12- Meilenzone 
zu nationalen Hoheitsgewässern würden 

Vereinte Nationen 2/76 4 3 



erhalten würden. Entsprechendes ergibt sich für die leben­
den Meeresschätze; denn der Fischreichtum der Weltmeere 
konzentriert sich auf die küstennahen Meereszonen. Die In -
ternationalisierung der Wassermassen über dem Tiefseebo­
den in dem von den Entwicklungsländern für denselben a n ­
gestrebten Sinne, würde diesen also keine weiteren, ins Ge­
wicht fallenden Nutzungsvorteile bringen. Obwohl verschie­
dentlich vorgeschlagen13, findet die Schaffung einer in terna­
tionalen Behörde zur Verwaltung des gesamten Meeresrau­
mes jenseits der Wirtschaftszone daher bei der Gruppe 77 
auch wenig Gegenliebe. Der kumulative negative Effekt von 
Tiefseeboden- und Wirtschaftszonen-Regime auf die Meeres­
forschung bedarf keiner weiteren Erläuterung. Er wird zwar 
in erster Linie die Industrienationen treffen, aber mittelbar 
auch die Entwicklungsländer; denn diese profitieren in zu­
nehmendem Maße von der Forschungstätigkeit der Industr ie­
nationen. 
Fatalerweise muß auch praktisch der gesamte internationale 
Seeverkehr in Meeresräumen abgewickelt werden, die in Zu­
kunft durch die Ausdehnung des Küstenmeeres und das Wirt ­
schaftszonen-Regime küstenstaatlicher Kontrolle unterwor­
fen sein werden. Während die Küstenstaaten in ihrem Kü­
stenmeer die Schiffahrt in vielfältiger Weise behindern kön­
nen, sind es in der Wirtschaftszone vor allem Maßnahmen 
aus Gründen bzw. unter dem Vorwand des Meeresumwelt­
schutzes, die den Hebel für Behinderungen der Schiffahrt 
bilden können. Allerdings ist das Schlimmste wohl nicht zu 
befürchten, weil die Handelsflotten der Schiffahrtsnationen 
und die durch sie erbrachten Transportleistungen auch die 
Grundlage des Außenhandels der Entwicklungsländer sind 
und sich daher Behinderungen der Schiffahrt direkt auf ihre 
wirtschaftliche Entwicklung auswirken würden. Die Dritte 
Welt ha t aber offensichtlich ihre Abhängigkeit von der u n ­
gehinderten Benutzbarkeit der internationalen Seewege und 
die Bedeutung der Schiffahrtsfreiheit für einen wirtschaft­
lichen Einsatz ihrer eigenen im Aufbau befindlichen Handels­
flotten noch nicht erkannt . Sonst würde sie sich nicht länger 
vor den Karren einiger Staaten spannen lassen, die mit der 
Forderung nach umfassender küstenstaatlicher Verschmut­
zungskontrolle in erster Linie andere als umweltschutzbe­
zogene Ziele verfolgen. Es muß daher nachdrücklich vor der 
trügerischen Hoffnung gewarnt werden, die Entwicklungs­
länder würden sich schon eines Tages auf das gemeinsame 
Interesse an der Freiheit der Schiffahrt besinnen. Diese Frei­
heit ist ebensowenig wie andere schwer erkämpfte Freihei­
ten eine Selbstverständlichkeit. Ihre Einschränkung oder gar 
ihr Verlust wären auf absehbare Zeit nicht rückgängig zu 
machen und würden die von überseeischen Rohstoff- und 
Energiezufuhren abhängigen Industrienationen ungleich här­
ter treffen als die Entwicklungsländer. 

Benachteiligung geographisch benachteiligter Staaten 
Die Schaffung von 200 sm breiten Wirtschaftszonen mit kü-
stenmeerähnlichem Charakter wäre wahrscheinlich schon 
längst beschlossene Sache, wenn dadurch nicht auch eine an­
dere Kategorie von Staaten, darunter viele Entwicklungslän­
der, >enterbt< werden würde. Es handelt sich dabei zum 
einen um Staaten ohne Meeresküste und zum anderen u m 
Staaten mit Meeresküste, die infolge der Kürze, des ungün­
stigen Verlaufs ihrer Küste oder aus anderen geographischen 
Gründen durch die Einrichtung einer Wirtschaftszone keine 
Nutzungsvorteile erzielen werden. Diese haben sich in der 
Gruppe der Binnenstaaten und anderen geographisch be­
nachteiligten Staaten (GdS-Gruppe) zusammengeschlossen 
und bilden mit ihrer Forderung nach Regionalisierung der 
Wirtschaftszonen das einzige Gegengewicht gegen die be ­
schriebene Nationalisierungstendenz. Solange die rechtliche 
Ordnung des Tiefseebergbaus im Vordergrund des Interes­
ses stand, hat te die Gruppe keine große Bedeutung; denn die 

ihr angehörenden Entwicklungsländer verfolgen insoweit die 
gleichen Interessen wie die übrigen Mitglieder der Gruppe 77. 
In diesem Anfangsstadium der Beratungen konnten die geo­
graphisch benachteiligten Entwicklungsländer überdies hof­
fen, für die potentiellen Verluste bei der Nutzung der küsten­
nahen Meereszonen durch eine bevorzugte Beteiligung an den 
Gewinnen des Tiefseebergbaus entschädigt zu werden. Erst 
seitdem diese Hoffnung begraben werden mußte und dem­
entsprechend die Beteiligung an der Ausbeutung der Fisch-
bestände und Rohstoffvorkommen der küstennahen Meeres­
zonen für die Entwicklungsländer unter den geographisch 
benachteiligten Staaten ebenfalls an Bedeutung gewonnen 
hat, setzt sich bei diesen Staaten die Einsicht durch, daß die 
Schaffung von exklusiven Wirtschaftszonen auch ihnen nicht­
kompensierbare Nachteile bringen wird. Dementsprechend 
ist während der Beratungen des Vorjahres in Genf nicht nur 
die Zahl der Mitglieder der GdS-Gruppe auf 49 angewachsen, 
sondern auch das Engagement der Gruppe bei der Verfol­
gung ihrer eigenen Interessen14. Der Ausgang der Konferenz 
wird entscheidend davon abhängen, inwieweit es den Geg­
nern der GdS-Gruppe, den in der Evensen-Gruppe zusam­
mengeschlossenen Staaten mit langen Küsten und entspre­
chenden Ausdehnungsinteressen gelingen wird, diese Gruppe 
durch Spaltung oder in anderer Weise auszuschalten18, oder 
ob sie, wenn das fehlschlägt, einen annehmbaren Kompromiß 
anbieten. Letzteres ist wenig wahrscheinlich; denn selbst die 
fernfischenden Staaten stellen sich mehr und mehr auf den 
anscheinend unvermeidlichen Verlust ihrer Fanggründe vor 
fremden Küsten ein und suchen ihr Heil in der Einrichtung 
ausschließlicher Wirtschaftszonen vor der eigenen Küste. Auf 
diese Weise gewinnt das Wirtschaftszonen-Konzept selbst 
bei solchen Staaten an Attraktivität, die hierdurch per Saldo 
einen Verlust an Nutzungsmöglichkeiten erleiden werden. 
Außerdem sind hinsichtlich der Ausbeutung des küstennahen 
Meeresbodens durch das Genfer Ubereinkommen über den 
Festlandsockel von 1958 bereits in gewissem Umfang vollen­
dete Tatsachen geschaffen worden1*. 

Sachwidrige Neuverteilung 
Die Seerechtskonferenz bewegt sich hauptsächlich in dem 
Spannungsfeld zwischen Industr ie- und Schiffahrtsnationen 
einerseits und Entwicklungsländern andererseits und zwi­
schen Langküstenstaaten und geographisch benachteiligten 
Staaten. Im Gegensatz zum traditionellen Seevölkerrecht, 
das vor allem durch das Interesse an der ungehinderten B e ­
nutzung der Seewege als Grundlage des überseeischen Wa­
renaustausches geprägt war, steht hierbei die Nutzung der 
lebenden Meeresschätze und marinen Rohstoffe im Vorder­
grund. Damit besteht aber nicht nur die Gefahr, daß sich 
in dem neuen Seerecht die Sonderinteressen von Einzelstaa­
ten und Staatengruppen an bevorrechtigter Nutznießung der 
Meeresschätze zu Lasten des allgemeinen Interesses an freier 
Schiffahrt und leistungsfähigem Seeverkehr durchsetzen. Es 
sind auch keine Anzeichen dafür zu erkennen, daß die Kon­
ferenz bei der Verteilung dieser Schätze oder bei der Aus­
arbeitung von Regeln für den Meeresumweltschutz17 und die 
Meeresforschung über nichtssagende Absichtserklärungen 
und die Zuweisung von Jurisdiktion hinauskommt. Damit 
werden aber die infolge der technisch-wissenschaftlichen Ent ­
wicklung entstandenen Probleme einer sachgerechten Nut ­
zungsordnung für die Ozeane nicht gelöst. Das gilt insbeson­
dere dann, wenn die Lösung in einer diesen Problemen weit­
gehend unangemessenen Parzellierung von Meeresräumen, 
die mehr als 30 vH der gesamten Meeresfläche ausmachen, 
gesucht wird18. Denn hierdurch werden der internationale 
Seeverkehr und Warenaustausch, die optimale Nutzung der 
Meeresschätze, die Erhal tung der Meeresumwelt und die im 
Interesse aller Meeresnutzungen und des Meeresumwelt­
schutzes notwendige Erweiterung des Wissens über die Ozea-
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ne nicht gefördert, sondern in Frage gestellt und darüber 
hinaus die Möglichkeit zu Grenzstreitigkeiten ungekannten 
Ausmaßes eröffnet. 
Niemand kann ignorieren, daß sich durch die — wegen ihrer 
Schnelligkeit und ihres Ausmaßes auch als Meeresrevolution 
gekennzeichnete — Entwicklung der letzten hunder t Jahre 1 ' 
der von der Küste aus beherrschbare Meeresraum erheblich 
erweitert hat. Außer den technisch-wissenschaftlichen Verän­
derungen haben sich aber im gleichen Zeitraum auch grund­
legende wirtschaftlich-politische Wandlungen vollzogen, die 
ebenfalls nicht außer Acht gelassen werden können. Letztere 
liefern unverkennbare Anzeichen dafür, daß die Staaten in 
wachsendem Maße vor Probleme gestellt werden, die sie nicht 
mehr aus eigener Kraft lösen können. Als Antwort auf diese 
neuen Lagen sind vielfältige, laufend intensivierte Formen 
bilateraler, regionaler, internationaler und supranationaler 
Zusammenarbeit entstanden und weiter im Entstehen, die auf 
die Dauer auch den Stellenwert des einzelnen Staates in dem 
sich wandelnden Staatengefüge nicht unangetastet lassen 
werden20. Es ist daher ein Anachronismus, wenn die Staaten 
auf der Seerechtskonferenz die ihnen durch den technischen 
Fortschritt eröffnete Möglichkeit der Beherrschung weiter 
Meeresräume mit den politischen Mitteln von gestern zu lösen 
versuchen. Meereszonen von 200 sm, d.h. fast 400 km Breite 
lassen sich am besten in Zusammenarbeit mit anderen Staa­
ten nutzen und verwalten21. Die Erlangung einzelstaatlicher 
Quasi-Souveränität über bizarr geformte >Flurstücke< des 
Meeres wird sich dagegen als ein Pyrrhus-Sieg erweisen; 
denn Fischschwärme und Verschmutzungsstoffe kümmern 
sich nicht um die neuen Grenzen. Ein optimales Fischerei­
management und wirksame Maßnahmen des Meeresumwelt­
schutzes22 müssen deshalb regional oder, wie bei der Meeres­
verschmutzung durch Schiffe, in weltweitem Rahmen durch­
geführt werden. Der GdS-Gruppe kommt das Verdienst zu, 
bei den Beratungen in Genf im vorigen J a h r ein diesen Be­
dürfnissen im Ansatz gerecht werdendes Konzept großregio­
naler Wirtschaftszonen in die Debatte eingeführt zu haben2 ' . 
Hiermit ist die Möglichkeit eröffnet, daß in der Frage der 
Nutzung der küstennahen Meereszonen ein kooperatives Ele­
ment in das einseitig auf Wettbewerb ausgerichtete über­
kommene Seerecht eingefügt und hierdurch der Gegensatz 
zwischen Fernfischerei und Küstenfischerei, zwischen Küsten­
staat und Nachbarstaat, wenn schon nicht beseitigt, so doch 
wenigstens gemildert wird. Die nächsten Wochen werden zei­
gen, ob diese Chance genutzt oder, wie zu befürchten, vertan 
wird. 
In der Frage der Nutzung des küstenfernen Tiefseebodens 
erscheint die Lage verfahren durch die von der Gruppe 77 
vorgenommene Umfunktionierung des zukunftweisenden 
Common-Heritage Gedankens zu einem ausschließlich auf die 
Bedürfnisse der Entwicklungsländer zugeschnittenen Enter­
prise-System. Hatten während der Beratungen des UN-Mee­
resbodenausschusses viele Industrienationen Schwierigkeiten 
zu akzeptieren, daß für die Entwicklungsländer eine lediglich 
finanzielle Beteiligung am Tiefseebergbau nicht ausreichend 
sein kann, fehlt jetzt der Gruppe 77 anscheinend die Bereit­
schaft, eine Beteiligung der Industrienationen zu akzeptieren, 
die den meist privatwirtschaftlich verfaßten Unternehmen 
dieser Staaten einen wirtschaftlichen Abbau der Vorkommen 
des Tiefseebodens sichert. Die Antwort auf diese Haltung 
können nicht noch größere Zugeständnisse der Industr iena­
tionen sein. Denn so wie die Aushöhlung der dem tradit ionel­
len Seevölkerrecht zugrundeliegenden Gleichheit der Nutzer 
zu einem für die Staatenmehrheit unvollstreckbaren Titel 
diesem Recht mehr und mehr seine normative Kraft nimmt, 
wird auch das neue Tiefseeboden-Regime keine normative 
Kraft entfalten, wenn es in einer mit den Nutzungsmöglich­
keiten der Minderheit unvereinbaren Weise die Ungleichheit 
der Nutzer statuiert. 
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